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Die europapolitische Aufmerksamkeit konzentriert sich mehr und mehr auf die
Reform der Europäischen Union. Der Alltag der Integration, seine Erfolge und
Defekte, seine Fortschritte und Krisen, alles dies rückt in den Hintergrund. Die
Frage nach der Zukunftsfähigkeit Europas wird zum orientierenden Leitthema -
und findet ein vielstimmiges Echo: „Mit technischen Reformen allein wird die
Europäische Union die Zukunft nicht meistern!" „Von der EU-Folgekonferenz
Maastricht II sind nur faule Kompromisse zu erwarten"1, „unterwegs wohin?"2, so
wird gefragt. Die Reaktion darauf lautet wenig eindrucksvoll: „Europas Fahrt ins
Ungewisse"3. Wer soll sich schon im „Dschungel namens Maastricht II"4 zurecht-
finden?

Unter diesen eher skeptischen Vorzeichen begann am 29. März 1996 in Turin
die Regierungskonferenz der Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Sie soll
eine Reform vorbereiten, die zu mehr Effizienz und Transparenz, zu einer klareren
Kompetenzzuweisung und zu mehr Bürgernähe führen soll.

Kennzeichnend für die europapolitische Lage ist das Arbeitsergebnis der Refle-
xionsgruppe, die - bestehend aus den persönlichen Beauftragten der Außenmini-
ster, zwei Abgeordneten des Europäischen Parlaments und einem Vertreter der
Europäischen Kommission - zur Vorbereitung der Regierungskonferenz nach rund
einjähriger Arbeit ein umfassendes Dokument vorlegte5. Was aber als Rahmen einer
ZukunftsStrategie erwartet wurde, geriet eher zur buchhalterischen Themensamm-
lung, zu der außerdem noch einiger Dissens festgehalten wurde:

- Behutsame Reformvorschläge zu den Entscheidungsprozessen bewegen sich
weitgehend in der bestehenden Orthodoxie.

- Zur gemeinsamen Außenpolitik einigt man sich lediglich auf ein neues Analyse-
Gremium, nicht aber auf effizientere Verfahren, auch nicht auf die von Frank-
reich und Deutschland vorgeschlagene Personalisierung der europäischen
Außenpolitik.

- Für die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres wird eine Verge-
meinschaftung jener Bereiche angelegt, bei denen es um die Überschreitung der
Außengrenzen geht - also Ausländerrecht, Einwanderungspolitik und Asyl-
politik.

Weitreichende Reformperspektiven, von der Erarbeitung einer Verfassung über die
Vereinbarung eines präzisen Kompetenzgefüges bis hin zur Differenzierung der
Union, finden keinen Gefallen. Window Dressing für den Status quo - nur dazu
konnte sich bisher die Reformdebatte wirklich verständigen.
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Durch ergänzende Papiere erhielt die Auseinandersetzung weitere Farbe -
deutsch-französische Initiativen6, Kommissionsbericht7, britische Distanzierun-
gen8. Alles dies ließ eher nebelhaften Mehltau auf den Hoffnungshorizont der Euro-
papolitik niedergehen.

Allzu leicht gerät über alledem aus dem Gesichtskreis, worum es eigentlich
geht. Was ursprünglich als thematisch eng begrenzte Überprüfungskonferenz ange-
dacht war, um die in Maastricht offen gebliebenen Fragen zu klären, hat inzwi-
schen eine weitaus gewichtigere Bedeutung erhalten: Es geht darum, den Bestand
und die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union zu sichern,

- angesichts des qualitativen Sprungs der integrationspolitischen Substanz mit
Vollendung der Währungsunion,

- angesichts der neuartigen Notwendigkeiten einer gesamteuropäischen Sicher-
heitsarchitektur,

- angesichts der neuen Finanzbelastungen, die einer vernünftigen Klärung be-
dürfen,

- und insbesondere angesichts der schrittweisen Erweiterung von heute 15 auf 27
oder mehr Staaten.

Mit diesem Problempaket erhöht sich der Reformdruck dramatisch, so Europa nicht
zerbrechen soll. Gegen eine bloße Fortschreibung des Status quo spricht der dann
zu erwartende Erweiterungskollaps der Union9. Es spricht auch dagegen das wach-
sende Mißtrauen der Europäer und ihre zunehmende Frustration angesichts intrans-
parenter und ineffizienter Institutionen. Kurzum: Europa steht unter dem Zwang
zur Reform.

Vier Entwicklungslinien markieren die Ausgangslage des künftigen Gefüges in
Europa: Der Kreis der künftigen Mitglieder der Europäischen Union steht weitge-
hend, doch nicht abschließend fest. Neben den Inselstaaten Malta und Zypern sind
dies die zehn mittel- und osteuropäischen Reformstaaten, mit denen Assoziierungs-
abkommen bestehen. Eine Reihe von Staaten erfüllt bereits jetzt die politischen
Kriterien für einen Beitritt. Die wirtschaftliche Entwicklung läßt insbesondere für
Polen, die Tschechische Republik und Ungarn baldige volle Integrationsfähigkeit
erwarten10. Weitere Mitglieder könnten aus dem Kreis der in der EFTA verbliebe-
nen Staaten und aus Südosteuropa kommen. Mit diesen Schritten zur großen
Europäischen Union wird sich der Magnetismus der europäischen Integration
erfüllt haben. Das integrierte Europa wird in direkter Nachbarschaft zu Rußland
und dem Raum der GUS einerseits und zum Mittelmeerraum mit den arabisch-
islamischen Staaten, der Türkei und Israel andererseits leben. Die in der europäi-
schen Geschichte so tief verankerte Logik der Puffer und der cordons sanitaires
kann dann kein Leitbild mehr für das Europa der Zukunft sein".

Die Auflösung der Sowjetunion erscheint irreversibel; die äußeren und inneren
Grenzen des alten Sowjetreichs sind nicht einmal mit der Drohung des Krieges
wiederherzustellen. Gleichzeitig verläuft der politische und wirtschaftliche
Reformprozeß in Rußland und in den meisten Staaten der GUS jedoch nicht nach
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dem Muster ihrer westlichen Nachbarn12. Rußland ist zu groß und zu zerrissen, zu
stark und zu schwach zugleich, um den Reformweg der mittel- und osteuropäi-
schen Staaten konsequent mitgehen zu können. Zwar findet die geistige Auseinan-
dersetzung nicht mehr über das Für und Wider des alten Systems, sondern über
den Weg zu Demokratie und Marktwirtschaft statt, doch bestimmt das Denken in
geopolitischen und geoökonomischen Großmachtkategorien die außenpolitische
Perspektive Rußlands. Der von Moskau kontrollierte Raum der ehemaligen Sowjet-
union scheidet aus diesen Gründen aus der Erweiterungsperspektive der Europäi-
schen Union aus, doch die Problemlagen europäisch-russischer Nachbarschaft wie
die wechselseitigen Interessenlagen erfordern die Entwicklung eines Partner-
schaftskonzepts.

Der Krieg im ehemaligen Jugoslawien hat alle Konfliktparteien soweit erschöpft,
daß sie zu einem kalten Frieden bereit sind, der die Option auf einen Modus vivendi
enthält13. Der Westen hat seine Verantwortung für die Beendigung der Kämpfe
erkannt und das Kalkül der bosnischen Serben mit der Neigung von Demokratien
zum Appeasement durchbrochen. Unter dem Vermittlungsdruck des Westens, vor
allem der Vereinigten Staaten, zeichnet sich eine regionale Balance des politischen
wie militärischen Patts ab, in deren Windschatten Wiederaufbau, die Linderung
des humanitären Leids und neue Kooperation entstehen kann. Die Schrecken eth-
nischer Säuberungen im ehemaligen Jugoslawien knüpfen an frühere Muster
europäischer Politik dieses Jahrhunderts an - ihre konfliktverschärfenden wie kon-
fliktberuhigenden Auswirkungen sind eine Lektion für den oft idealisierenden
Umgang mit Nationalitäten- und Minderheitenkonflikten auf dem europäischen
Kontinent.

Im Mittelmeerraum, der südlichen Nachbarschaft Europas, gibt der Ausgleich
zwischen Israel und seinen unmittelbaren Nachbarn ein Signal zur Nutzung der
Vorteile der Kooperation, das gegen den vorherrschenden Trend der Verschärfung
sozialer und politischer Konflikte im arabisch-islamischen Staatengürtel weist14.
Wenn auch Syrien noch zum Frieden findet, kann aus der Entwicklung von Indu-
strie, Infrastruktur und Kommunikation eine Aufwärtsdynamik für die gesamte
Region entstehen. Für Europa liegt in dieser Perspektive die Chance zur Stabilisie-
rung seines Umfeldes nach Süden, dessen Konflikte, Krisen und Fundamentalis-
men mit den Menschen und den Waren unweigerlich auch in die Europäische Union
eingeführt werden.

Keine dieser Entwicklungslinien ist ohne neue Risiken für die Stabilität und
Friedlichkeit der künftigen europäischen Ordnung und keiner dieser Trends enthält
in sich bereits klare Optionen zu seiner politischen Gestaltung15. Die Frage nach
der adäquaten Reaktion und der angemessenen Ordnung Europas ist nicht länger
von außen zu beantworten, sondern von innen heraus zu erklären.

Die heutige Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten müssen erst noch die
innere Form und das innere Gleichgewicht finden, das nötig ist, um Stabilität und
Entwicklung auf den Kreis der großen EU zu projizieren16.
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Rußland ist nicht sicher vor den Versuchungen autoritärer Herrschaft und auch
das Beziehungsgefüge der drei großen slawischen Republiken befindet sich im
Fluß. Die schrittweise Annäherung Weißrußlands an die wirtschaftlich-monetäre
wie sicherheits- und verteidigungspolitische Führung Moskaus ist unverkennbar.
Für die Ukraine gilt ein labiles Gleichgewicht zwischen nationalem Behauptungs-
willen und unverkennbarer Abhängigkeit von äußerer Unterstützung. Die Balance
zwischen Kroatien und Serbien im ehemaligen Jugoslawien, zwischen Kroaten,
Muslimen und Serben in Bosnien-Herzegowina ist instabil und durch die mögliche
Verschärfung weiterer Nationalitätenkonflikte gefährdet - in der Vodjvodina
infolge der Verdrängung der ungarischen Minderheit, im Kosovo durch das natio-
nale Streben der Albaner nach Eigenständigkeit. Diese Risiken erinnern daran, daß
auch in den Staaten mit Beitrittsperspektive die Minderheitenkonflikte - von Rumä-
nien über die Slowakei bis ins Baltikum, ja sogar im slowenisch-italienischen Ver-
hältnis - nicht aufgelöst, sondern vielmehr momentan beruhigt sind. Der Durch-
bruch im Nahen Osten schließlich nimmt einerseits Konfliktdruck aus den Staaten-
beziehungen, doch löst allein der Friedensprozeß die soziale und moralische Krise
in den rasch wachsenden Bevölkerungen der arabischen Staaten Nordafrikas noch
nicht auf.

Im Licht der künftigen Ordnung besehen haben sich einige der grundlegenden
Annahmen der Zwischenzeit nach 1989 als nicht haltbar erwiesen. Gleichwohl
bestimmen die daraus abgeleiteten Präferenzen noch immer die Rhetorik der Euro-
papolitik. Dies betrifft vor allem die Vorstellung, der weitere Integrationsfortschritt
könne direkt an den bisherigen Ansätzen der EU-Entwicklung anknüpfen, die
Annahme, das transatlantische Verhältnis bliebe vom Zerfall des Ostblocks weitge-
hend unberührt17, und die Forderung, nach dem Fall der Mauer könne es keine
neuen Trennlinien in Europa geben. Alle drei Annahmen bedürfen der Korrektur:

Die europäische Integration braucht ein neues Leitbild zur Bestimmung ihrer
künftigen Identität18. Mit 27 und mehr Mitgliedern wird die Bandbreite wirtschaft-
licher Leistungsfähigkeit und die Vielfalt politischer Interessen zu groß sein, um
den von den Gründergenerationen vorgezeichneten Weg linear weitergehen zu kön-
nen. Zwar wären die Herausforderungen der Erweiterung mit entschlossenen
Schritten zu mehr Integration und voller Umsetzung der in den Verträgen angeleg-
ten supranationalen Perspektive zu erreichen, doch müßte dieser Schritt alte wie
künftige Mitglieder überfordern. Anders als bei den bisherigen Erweiterungen der
Europäischen Gemeinschaft wird der Integrationsfortschritt künftig nicht allein
durch Phasensteuerung, d.h. durch eine gelenkte Abfolge von Vertiefungs- und
Erweiterungsschritten, zu gewährleisten sein. Mit der Perspektive einer Europäi-
schen Union von Sizilien bis zum Nordkap und vom Atlantik bis an den Bug stößt
die Europäische Union an das Ende des vertrauten einzügigen Integrationsgefüges.
Nötig ist ein Konzept der differenzierten Integration, das die Weiterentwicklung
der Union und ihre Erweiterung parallel ermöglicht.

Der Zusammenhalt der atlantischen Welt ist nicht bruchlos in die neue Zeit zu
überführen, doch ihre fortwährende Bedeutung hat sich in neuer Weise bewahrhei-

16 Jahrbuch der Europäischen Integration 1995/96



Die Bilanz der Europäischen Integration 1995/96

tet. Amerika ist keine Residualgröße europäischer Sicherheit und der Verlust der
großen Bedrohung macht aus dem Geflecht westeuropäischer Sicherheitsinstitutio-
nen noch keine glaubwürdige Sicherheitsvorsorge. Europa braucht die Entschlos-
senheit und das Engagement Amerikas für seine Sicherheit und zugleich eine
Sicherheitsidentität, die auf eigenem Willen und eigenen Mitteln beruht. Nötig ist
die Neubegründung der atlantischen Gemeinschaft als Interessen- wie als Nutzen-
gemeinschaft, und nicht zuletzt als Schicksalsgemeinschaft der pluralen Demokra-
tien des Westens.

Schließlich ist auch die oft erhobene Forderung, im Prozeß der Neuordnung und
der neuen Nachbarschaft dürfe es keine neuen Trennlinien geben, nicht zukunfts-
fähig. Zwischen der Europäischen Union, ihren heutigen und künftigen Mitglie-
dern und deren Nachbarn werden Unterschiede in politischer, wirtschaftlicher wie
gesellschaftlicher Hinsicht um so sichtbarer werden, je stärker sich die Folgedyna-
mik der Mitgliedschaft entfaltet. Unterschiede sind unvermeidlich und der Aus-
gleich des Wohlstands- wie Stabilitätsgefälles an den Grenzen der Europäischen
Union gehört zu den schon klassischen Themen der Europapolitik. Diese Einsicht
in die Unterschiede hat ja nicht zuletzt die Welle der Beitrittsanträge ausgelöst. Die
eigentliche Herausforderung besteht darin, diese Grenzen politisch, wirtschaftlich,
ökologisch und humanitär zu überbrücken. Im Unterschied zu früheren Grenzlagen
werden die künftigen Anrainer der großen Europäischen Union schwierige Nach-
barschaftsfragen aufwerfen: Ihre wirtschaftliche Entwicklung ist kaum von außen
zu steuern und ihre Strukturprobleme sind über Handelsvereinbarungen nicht zu
lösen; sie verfügen über eine eigene Identität, die sich in Nähe und Abgrenzung
zum westlichen Europa definiert; und sie besitzen machtpolitische Ressourcen wie
Ambitionen. Weder der Mittelmeerraum noch Rußland und der Raum der GUS
sind mit den heutigen Mustern europäischer Außenbeziehungen adäquat erfaßt.
Nötig ist ein strategisch kalkuliertes Konzept direkter Nachbarschaft zur Kontrolle
und zur Entschärfung der neuen Trennlinien.

Der Reformprozeß in den Staaten Mittel- und Osteuropas (MOE) schreitet sicht-
bar voran19. Nach der Unterzeichnung weiterer Assoziierungsabkommen richten
sich nun zehn assoziierte MOE-Staaten auf eine Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Union ein. Alle zehn Länder haben auch bereits formelle Beitrittsanträge
gestellt. Der Prozeß der Heranführung der MOE-Staaten an die Union gestaltet
sich indes widersprüchlich. Einerseits hat die EU-Strategie zur Vorbereitung eines
künftigen Beitritts der MOE-Staaten seit dem Essener Gipfel Ende 1994 eine neue
Dynamik entwickelt. Andererseits täuschen die Fortschritte in der Annäherung der
MOE-Reformstaaten an die Union nicht darüber hinweg, daß sich die Aussichten
auf eine baldige Osterweiterung der EU nur graduell verbessert haben.

Längst ist der Beitritt der MOE-Staaten nicht mehr nur eine Frage des Anpas-
sungsstandes der einzelnen Länder, sondern berührt die grundsätzliche Frage der
Reform- und Erweiterungsfähigkeit der Union selbst. Innerhalb der EU, aber auch
in Mittel- und Osteuropa wächst die Skepsis, ob die Union in absehbarer Zeit die
Handlungsfähigkeit eines „Europa der 27" garantieren kann.
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Die Vorbereitung auf einen EU-Beitritt der MOE-Staaten erfordert deshalb von
beiden Seiten enorme Anstrengungen. Die Assoziierungsstaaten bleiben aufgefor-
dert, den schwierigen Transformationsprozeß auch in der zweiten Phase beharrlich
fortzusetzen. Im Rahmen nationaler Angleichungsprogramme, wie sie das Weiß-
buch der Kommission20 empfiehlt, müssen die Staaten dabei in Zukunft stärker
eigene Prioritäten und Interessen auf dem Weg in die EU definieren.

In politischer Hinsicht ist die gleichzeitige Mitgliedschaft in der EU und der
NATO ein erklärtes Ziel dieser Länder. Die Mitwirkung am NATO-Programm
„Partnerschaft für den Frieden", die Assoziierungsverträge mit der WEU und der
strukturierte Dialog im Rahmen der Europaabkommen bestätigen diese Tendenz.
Das „Weißbuch zur Vorbereitung der assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas
auf die Integration in den Binnenmarkt der Union", das auf dem EU-Gipfel in Can-
nes im Juni 1995 verabschiedet wurde, soll einen Leitfaden für den Weg in die EU
liefern. In der Innenpolitik der MOE-Staaten hat sich die demokratische Entwick-
lung weitgehend bestätigt und vertieft, obwohl in einigen Staaten dieser Prozeß
zunehmend relativiert wird.

Im wirtschaftlichen Bereich ist der Aufschwung spürbar geworden. Nach Polen,
Rumänien und der Tschechischen Republik, die schon 1994 eine wirtschaftliche
Erholung verzeichnen konnten, haben auch in den anderen assoziierten Ländern
die Indikatoren des wirtschaftlichen Wachstums die positive Entwicklung bestätigt.
Die Inflationsraten sinken weiterhin, die Haushaltsdefizite werden verringert. Die
Produktivität ist in allen Ländern gestiegen, insbesondere die Privatwirtschaft
erwies sich als Motor der Entwicklung. Die Privatisierung wird fortgesetzt, obwohl
in mehreren Ländern dieser Prozeß wegen der innenpolitischen Entwicklung ver-
langsamt wurde. Die Landwirtschaft bleibt weiterhin das Sorgenkind der mittel-
und osteuropäischen Staaten. Dies spiegelt sich auch in der innenpolitischen Ent-
wicklung wider, wo die Bauernparteien mittlerweile als Gegner der europäischen
Integration auftreten. Eine Verbesserung der grenzübergreifenden Infrastruktur ist
zwar spürbar, müßte jedoch aufgrund des ständig steigenden Personen- und Waren-
austausches erheblich verbessert werden.

Unterdessen gestaltet sich der Prozeß der Heranführung der MOE-Staaten an
die EU widersprüchlich. Einerseits ist die Union bemüht, der fortschreitenden Ent-
wicklung in den Reformstaaten Rechnung zu tragen. Davon zeugen die ungewöhn-
lich rasch ausgehandelten Assoziierungsabkommen mit den drei baltischen Staa-
ten. Auch für das Abkommen mit Slowenien konnten die letzten Hindernisse aus
dem Weg geräumt werden. Vor allem hat die auf dem EU-Gipfel in Essen Ende
1994 verabschiedete Strategie zur Vorbereitung eines künftigen Beitritts der MOE-
Staaten im letzten Jahr klarere Konturen angenommen. So gibt das Weißbuch zur
Vorbereitung auf den Binnenmarkt vom Juni 1995 den Reformstaaten einen wich-
tigen Leitfaden für die Angleichung ihrer nationalen Rechtssysteme und Verwal-
tungsstrukturen in die Hand. Richtig scheint vor allem der Ansatz, den Staaten kei-
nen rigiden Anpassungsrahmen vorzuschreiben. Statt dessen wird die Eigenverant-
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wortung der Staaten betont, anhand spezifischer Interessen und Prioritäten natio-
nale Programme für die Annäherung an den EU-Binnenmarkt zu entwickeln.

Darüber hinaus sind zwei weitere Weißbücher zur Sicherheitspolitik in Europa
und zu den Auswirkungen einer Osterweiterung der Union in Vorbereitung21. Nach
einem eher zähen Anlauf ist auch der „strukturierte Dialog" mit den MOE-Regie-
rungen auf verschiedenen Arbeitsebenen in Gang gekommen. Ein anderer Fort-
schritt ist die Ausweitung des PHARE-Programms auf eine Laufzeit von fünf Jah-
ren, wenn auch die Mittel insgesamt (etwa 1,1 Mrd. ECU jährlich für inzwischen
elf Staaten) zu beschränkt bleiben22.

Eine erste Analyse der Lage der Landwirtschaft in den zehn Assoziationsstaaten
wurde im Juli 1995 von der Kommission vorgestellt und belegt, daß man in Brüs-
sel auch vor der Brisanz der Agrarfrage nicht länger zurückweicht. Wenn auch über
den Reformbedarf der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) weiter Uneinigkeit
besteht, haben vier unabhängige Studien, die Anfang 1995 vorgelegt wurden, erste
Empfehlungen und Optionen eines weiteren Vorgehens aufgezeichnet. Die Gutach-
ten sind sich darin einig, daß das GAP-Modell in keinem Fall auf die Staaten Ost-
europas übertragen werden kann, sondern vielmehr - auch ohne den Druck einer
Osterweiterung - durch die Stärkung marktwirtschaftlicher Elemente durchgrei-
fend reformiert werden muß. Bis heute hat die EU jedoch weder ein Konzept noch
einen realistischen Zeitplan für das nächste Beitrittsverfahren. Immer wieder wird
das Jahr 2000 als Orientierungsmarke genannt, doch letztendlich bleiben die politi-
schen Äußerungen der Kommission und einzelner Mitgliedstaaten nebulös und
widersprüchlich. Die offene Frage einer Koordinierung mit dem ebenso komple-
xen Problem einer Osterweiterung der NATO, die mit der Neudefinition einer
gesamteuropäischen Sicherheitsarchitektur verbunden ist, kommt erschwerend
hinzu.

Weder EU noch NATO haben sich bisher auf einen Zeitplan einigen können, der
ein Datum für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen festlegt. Während die
NATO vor allem durch die Rücksicht auf Rußland gehemmt wird, steht die EU
sich vor allem selbst im Weg. Zunehmend zeichnet sich ab, daß nicht die Reform-
fähigkeit der MOE-Staaten, sondern die Anpassungsfähigkeit der EU zu einem
entscheidenden Hindernis für einen Beitritt der mittel- und osteuropäischen Staa-
ten wird. Auf dem Kopenhagener Gipfel im Juni 1993 wurde die Erweiterungs-
fähigkeit der Union explizit als Voraussetzung für eine nächste Beitrittsrunde ange-
führt23. Damit sehen sich die MOE-Staaten erstmals mit einem Beitrittskriterium
konfrontiert, das sie nicht selbst beeinflussen können. Konkret heißt dies, daß sie
nicht nur keine klare Perspektive haben, wann und wie sie der EU beitreten kön-
nen, sondern überdies nicht wissen, in welcher Union sie eines Tages Mitglied sein
könnten.

Mit Beginn der Regierungskonferenz 1996 sind die Reformfragen der EU end-
gültig in den Vordergrund gerückt. Der Europäische Rat hat festgelegt, daß neue
Beitrittsverhandlungen erst beginnen können, wenn die Regierungskonferenz „die
institutionellen Voraussetzungen für ein reibungsloses Funktionieren der Union"
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geschaffen hat24. Damit hängen die Beitrittsperspektiven der Assoziierungsstaaten
zunächst direkt vom Erfolg der Regierungskonferenz ab.

Die Agenda der Revisionskonferenz ist mit der anstehenden Reform der institu-
tionellen Entscheidungsstrukturen bereits ausgelastet. Für die Problembereiche der
Agrar- und Strukturpolitik muß der Verhandlungsrahmen erst festgesetzt werden,
wobei abzusehen ist, daß eine Einigung angesichts der Besitzstandsinteressen ein-
zelner Mitgliedstaaten Jahre in Anspruch nehmen wird. Darüber hinaus steht die
Neuordnung der Finanzausstattung der Union und die Entscheidung über den Ein-
tritt in die dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion an. Es ist zu befürch-
ten, daß die EU in den nächsten Jahren mit diesem Bündel innerer Reformen und
Entscheidungsprozesse derart ausgelastet sein wird, daß ihre Handlungsfähigkeit
nach außen weiter eingeschränkt werden könnte. An einem Punkt, wo die Heran-
führungsstrategie der EU erste Erfolge zeigt, gilt es sicherzustellen, daß die Politik
der EU auch in der zweiten Hälfte der 90er Jahre mit der Dynamik des Transfor-
mationsprozesses in den Reformstaaten Schritt hält.

Mit der Erweiterung der Europäischen Union um die neuen Demokratien und
Marktwirtschaften Mittel- und Osteuropas wird ein Gründungsgedanke des Inte-
grationsprozesses erfüllt werden: das Prinzip der Integration für das gesamte freie
Europa verbindlich zu machen. Die Einigung des Kontinents unter dem Dach und
zu den Regeln der Europäischen Union verknüpft das Zentrum Westeuropas mit
den Räumen, die lange am Rande oder sogar jenseits der Einflußgrenzen des
Westens lagen - mit dem Nordosten, mit dem Zwischeneuropa früherer Jahrhun-
derte, das unter russischem, preußischem, Österreich-ungarischem und osmani-
schem Einfluß stand, sowie mit den orthodox-byzantinischen Teilen Südosteuropas.

Die ursprüngliche Zahl der Mitglieder wird sich mehr als vervierfachen; die
große Europäische Union wird der bevölkerungsreichste Verbund von Demokra-
tien nach westlichem Modell werden. Gleichzeitig vergrößert sich die Bandbreite
der Leistungsfähigkeit und der Interessenlagen; es könnte zur Bildung mehrerer
Lager innerhalb der Union kommen, die versuchen würden, ihre regionalen, mate-
riellen wie politischen Ansprüche an die Union durchzusetzen.

Die heutige Europäische Union und ihr institutionelles Gefüge, das in wesentli-
chen Teilen noch dem Europa der Sechs entstammt, sind kein hinreichender Rah-
men für effektives, transparentes und demokratisch legitimiertes Regieren im inte-
grierten Gesamteuropa. Das politische System für dieses Europa ist erst zu ent-
wickeln. Ohne eine Anpassung ihrer Strukturen und Verfahren erweitert sich die
Europäische Union zur Unregierbarkeit, und ohne die Weichenstellung zu einer
grundlegenden Reform ihrer Politik wird die Absicherung der Integration nach
innen wie außen nicht gelingen.

Ein nüchterner Blick auf die gegenwärtige Verfassung der Europäischen Union
zeigt, daß diese qualitative Steigerung der Integration nicht mit den alten Instru-
menten der Gemeinschaftsbildung erreicht werden wird25. Der politische Wille zu
mehr Integration und gemeinsamer Handlungsfähigkeit versandet in der Vielzahl
der Bedenken und Vorbehalte, der abwartenden Konstellationen und der nationalen
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Wahlkalender. Wenn künftig ein Teil der Mitglieder auf den Trittbrettern des Inte-
grationszuges mitfährt, dann wird ein anderer Teil in Kernbereichen des gemeinsa-
men Interesses vorangehen müssen, um die Schubkraft der Gemeinschaftsbildung
zu erhalten. Neben der Reform von Politik und Struktur benötigt die Europäische
Union dafür mehr Flexibilität und größere Gestaltungsspielräume für politische
Führung.

In der großen Europäischen Union wird die Kluft zwischen der Integrations-
fähigkeit oder Integrationswilligkeit einerseits und den Anforderungen an die Teil-
nahme in hochintegrierten Bereichen andererseits tiefer werden. Die Vollendung
des Binnenmarktes, mehr noch die Herstellung der Wirtschafts- und Währungs-
union erhöhen die Anforderungen an die teilnehmenden Staaten. Es zeichnet sich
ab, daß künftig ein Teil der EU-Mitglieder langfristig die Voraussetzungen zu einer
uneingeschränkten Teilnahme verfehlt.

In dieser Lage ist der Verzicht auf Integrationsfortschritte keine sinnvolle Alter-
native, da er Entwicklungs- und Stabilitätsziele und damit die Verbesserung der
Behauptungsfähigkeit Europas in Frage stellt. Die Europapolitik hat nicht die Wahl
zwischen Erweiterung und Vertiefung, sondern muß nach Wegen suchen, beide
Zielkomponenten parallel zu realisieren. Bisher wurden diese Fragen politisch eher
hinhaltend beantwortet und intellektuell zumeist ausgeklammert. Die gegenwärtige
Debatte wird bestimmt durch diffuse Begriffe, die eher Unbehagen auslösen als
Orientierung vermitteln, und Konzepte, die aus früheren Integrationsphasen stam-
men und die künftige Lage der Europäischen Union nicht ausreichend erfassen. Im
Vordergrund stehen Schlagworte höchst unterschiedlicher Reichweite: vom akade-
misch geprägten Modell der „abgestuften Integration" bis zu Varianten eines
„Europa ä la carte" oder wiederaufgelegten Formeln von einem „Europa der Vater-
länder" - anders als bei de Gaulle eine Chiffre für flachere Integration. Es fehlt
ein Konzept für eine Europäische Union, in der Integration auf hohem, aber unter-
schiedlichem Niveau mehrgleisig organisiert werden kann. Ohne eine Differenzie-
rung droht die Lähmung der Europäischen Union im Zielkonflikt von Erweiterung
einerseits und der Vertiefung entsprechend den im Vertrag von Maastricht vorge-
zeichneten Unionsperspektiven andererseits. Aus dieser Lähmung entsteht die
Gefahr des Zerfalls und der Renationalisierung europäischer Politik, denn mit der
Stagnation zerbräche zugleich die Ordnungsidee des Prozesses: Scheitert die
Erweiterung, so relativiert dies die Gründungslogik der Integration, scheitert die
Währungs- und Verteidigungsunion, so relativiert dies die Sachlogik der EG- und
EU-Entwicklung seit dem Haager Gipfel 1969.

Die Differenzierung der Integration entlang der hier gezogenen Linien befördert
den europäischen Bundesstaat klassischer Vorstellung nicht, sondern geht von der
faktischen Unmöglichkeit seiner Herstellung im Kreis von 27 Mitgliedern aus.
Gleichzeitig entbindet die Differenzierung die Mitgliedstaaten nicht von gemeinsa-
mer Politik und intensiver europäischer Verflechtung, sondern eröffnet neue Gestal-
tungsspielräume. Die Erweiterung kann ebensowenig zum Vorwand für aufgescho-
bene Vertiefung genommen werden wie der Wunsch nach Vertiefung die Aufnahme
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neuer Mitglieder verhindern kann. Die Entwicklung einer tragfähigen Ordnung für
die Demokratien Europas benötigt für die Zukunft mehr Integration und nicht weni-
ger, um die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern, den Platz und die Interessen
Europas in einer komplizierten Welt zu behaupten und Sicherheit nach innen wie
außen zu wahren. Dieser Zuwachs verlangt nach differenzierten Strukturen, um die
Europäer nicht in die Wahl zwischen den scheinbaren Alternativen der Erweite-
rung oder der Vertiefung zu zwingen.

Das Europa der differenzierten Integration wird ein auch machtgeprägter Ver-
bund von Staaten sein, gegen den die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft der
Sechs wie eine idyllisch verklärte Erinnerung wirken mag. In diesem Europa wer-
den jene Akteure führen, die zu einer konsequenten Bündelung ihrer Ressourcen
bereit sind. Doch es wird keine hegemoniale Ordnung sein, denn selbst die Zentren
der Integration gewinnen ihre Position und Bedeutung erst im Kontext des politi-
schen Systems der Europäischen Union.

Wer die Geschichte der Einigung Europas sorgfältig studiert, dem wird diese
Differenzierung als Schlüssel zum Erfolg auffallen: verschiedene Organisations-
formen, unterschiedliche Mitgliedschaften, unterschiedliche Geschwindigkeiten
der Umsetzung von Anfang an. Je größer und je heterogener der Raum der Integra-
tion, desto notwendiger wird ein Konzept der Differenzierung. Die Räume der Poli-
tischen Union, der Außen-, der Sicherheits- und der Verteidigungspolitik, der Wirt-
schafts- und Währungsunion und des Binnenmarktes werden künftig nicht mehr
deckungsgleich sein. Organisationsfähig bleibt ein solch kompliziert zusammenge-
setztes System der Differenzierung nur, wenn es einem kalkulierten Steuerungs-
plan folgt - und nicht eher unreflektierten Zufälligkeiten.
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